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Sowohl nach der Berufsordnung 
als auch strafrechtlich ist der Zahn-
arzt verpflichtet, über alles, was 
ihm als Zahnarzt anvertraut wurde, 
gegenüber Dritten Stillschweigen 
zu bewahren. Große Unsicherheit 
herrscht bei zahnärztlichen Koope-
rationen darüber, ob auch dem zahn-
ärztlichen Partner Patientendaten an-
vertraut werden dürfen bzw. wer als 
Dritter anzusehen ist.

Kennzeichen einer Berufsaus
übungsgemeinschaft ist, dass zwei 
oder mehr Zahnärzte ihren Beruf ge-
meinsam ausüben. Sie führen einen 
gemeinsamen Patientenstamm und 
eine gemeinsame Patientenkartei. 
Nach außen treten sie gemeinsam 
auf.

Die Behandlungsverträge werden 
nicht mit dem einzelnen Zahnarzt, 
sondern mit der Berufsausübungsge-
meinschaft als solcher geschlossen. 
Zahnärzte einer Berufsausübungsge-
meinschaft behandeln die Patienten 
gegebenenfalls gemeinsam bzw. 
vertreten sich wechselseitig. Daraus 
folgt, dass jeder Patient explizit oder 
konkludent darin einwilligt, dass je-
der an der Berufsausübungsgemein-
schaftspraxis beteiligte Zahnarzt auf 
seine Patientendaten zugreifen kann.

Die Vorschriften zur ärztlichen 
Schweigepflicht stehen dem nicht 
entgegen. Bei einer Auflösung der 
Berufsausübungsgemeinschaft hat 
grundsätzlich der Patient zu ent-
scheiden, welcher Zahnarzt seine 
Patientendaten nach dem Ende der 
Gemeinschaftspraxis erhält und wei-
terführen soll. Eine Duplizierung der 
elektronischen oder konventionellen 
Patientenkartei ist aus datenschutz-
rechtlichen Gründen zu vermeiden.

Anders verhält es sich bei der 
Praxisgemeinschaft. Die Praxisge-
meinschaft ist eine reine Organisa-
tionsgemeinschaft zur gemeinsamen 
Nutzung von Praxisräumen, Praxis
einrichtungen oder gemeinsamen In-
anspruchnahme von Praxispersonal 
bei ansonsten selbstständiger Praxis-
führung. Wesentlich ist, dass jeder 
an der Praxisgemeinschaft beteiligte 
Zahnarzt einen eigenen Patienten-
stamm, eine eigene Patientenkartei 
unterhält und der selbstständigen 
privat- und vertragsärztlichen Ab-
rechnung unterliegt. Jeder Zahnarzt 
einer Praxisgemeinschaft behandelt 

Schweigepflicht bei Kooperationen

Wenn ein Patient einen Arzttermin 
absagt, so hat der Arzt keinen Anspruch 
auf ein Ausfallhonorar. Selbst dann 
nicht, wenn er seinen Patienten vorher 
darauf hingewiesen hat, dass er bei Ab-
sage des Termins trotzdem eine Vergü-
tung verlangt. Über ein entsprechendes 
Urteil des Amtsgerichts Bremen (AZ 9 
C 0566/11) berichtet das Nachrichten-
portal „VersicherungsJournal.de“.

Dem Bericht zufolge hatte eine Fach-
ärztin für Naturheilkunde geklagt. Sie 
hatte telefonisch mit einem Patienten 
einen Termin vereinbart und dabei da-
rauf hingewiesen, dass er bei Absage 
des Termins eine Vergütung zu zahlen 
habe – es sei denn, die Stornierung er-
folge spätestens sieben Tage vorher. 
Wegen der Notlage eines Freundes 
sagte der Beklagte den Termin einen 
Tag vorher per Fax ab. Die Ärztin 

schrieb ihm den Angaben zufolge da-
raufhin eine Rechnung von 300 Euro, 
die der Mann aber nicht zahlen wollte. 
Die Ärztin zog vor Gericht – ohne Er-
folg.

Ein Patient dürfe einen Arzttermin 
jederzeit absagen, ohne, dass er dem 
Arzt danach eine Vergütung schulde, 
befand das Gericht laut „Versiche-
rungsJournal.de“. Ein Vergütungsan-
spruch setze ein bestehendes Vertrags-
verhältnis voraus, was zwischen Ärztin 
und Beklagtem nicht bestanden habe. 
Die bloße Vereinbarung eines Termins 
sei nicht zu vergleichen mit dem Ab-
schluss eines Behandlungsvertrags, er-
klärten die Richter.

Der Arzt habe selbst dann keinen 
Anspruch auf Vergütung, wenn er für 
den abgesagten Termin bereits finanzi-
ellen Aufwand betrieben habe. � änd

Urteil: Arzt bekommt für  
abgesagten Termin kein Geld

nur seine eigenen Patienten und ist 
verpflichtet, hierüber eine eigene, für 
seine Praxiskollegen nicht zugäng-
liche Dokumentation zu führen.

Das heißt, dass die Mitglieder einer 
Praxisgemeinschaft auch untereinan-
der die ärztliche Schweigepflicht zu 
beachten haben. Aus diesem Grund 
sind getrennte Behandlungsaufzeich-

nungen zu führen. Die Karteikarten 
sind getrennt zu verwahren. Bei ei-
ner elektronischen Dokumentation 
ist durch Passwörter sicherzustel-
len, dass die anderen an der Praxis-
gemeinschaft beteiligten Zahnärzte 
nicht auf die Patientendaten zugreifen 
können. Außerdem muss durch orga-
nisatorische Maßnahmen gewährlei-
stet sein, dass nicht zufällig Informa-
tionen über einen Patienten anderen 
Mitgliedern der Praxisgemeinschaft 
bekannt werden. Dies bedeutet, dass 
auch das in der Praxisgemeinschaft 
beschäftigte Personal entsprechend 
zu instruieren ist und die Patienten-
daten des einen Behandlers nicht an 
den anderen Behandler ohne Ein-
willigung des Patienten übermitteln 
darf.

Die Beendigung einer Praxisge-
meinschaft bereitet jedenfalls in da-
tenschutzrechtlicher Hinsicht in der 
Regel keine größeren Probleme. Löst 
sich die Praxisgemeinschaft auf, so 
nimmt jeder Zahnarzt seine Patien-
tenakten mit.
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